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Einen ganzen Stapel Displays. Greifen, heben, tragen, 
ablegen. Große, unhandliche Displays. Schwere Pa­
cken. Die Frau wischt sich über die Stirn. Sie drückt 
ihr Kreuz durch und hebt den nächsten Stapel. 

In der Halle ist es heiß, stickig, staubig. Es ist Juli 
und schon wieder eine Hitzewelle. Auf der Brücke 
der Wellpappanlage hat einer 40 Grad gemessen. 
Wer dort umrüstet, dem läuft der Schweiß in Strö­
men. Wir haben uns in zehn Werken der Papierver­
arbeitung umgehört: Was wird unternommen, um 
die Arbeitsbelastungen zu senken? 

Fast überall drehen sich Ventilatoren, hand­
liche Tischventilatoren, die auf dem Boden und am 
Leitstand stehen oder provisorisch an der Anlage 
befestigt sind. Aber auch große Ventilatoren mit 
mehr als einem Meter Durchmesser hängen von den 
Decken. Sogenannte Stalllüfter, wie sie in Kuhstäl­
len verwendet werden, damit die Milchleistung der 
Tiere nicht sinkt. Allerdings verwirbeln Ventilatoren 
nur die warme Luft. Heiß ist es noch immer. Früher 
wurden die Hallentore geöffnet, um Durchzug zu 
schaffen. Seitdem die Werke hygienezertifiziert sind, 
ist das nicht mehr erlaubt. Von außen könnten In­
sekten und Schadstoffe eindringen. 

Dachluken sind geöffnet, Fenster tagsüber ge­
schlossen, sogenannte Piratenhosen lassen Luft an 

die Waden, und überall gibt es Wasserspender, an 
denen sich die Beschäftigten kostenlos ihre Flaschen 
auffüllen dürfen. Das war’s auch schon. Ventilatoren 
und Wasser, viel mehr wird oft nicht getan, um die 
Hitze zu reduzieren. Das kostet nur wenig.

Mit Sonnenschirmen und Eiscreme
Im Konzern von Smurfit Kappa und speziell im Werk 
Neuburg an der Donau wurde schon viel auspro­
biert. Doch »richtig gebracht hat das nichts«, sagt 
der Betriebsratsvorsitzende und Gesamtbetriebsrats­
vorsitzende Karl Mayer. »Wir warten auf Delitzsch.« 
Dort hat das irische Verpackungsunternehmen mit 
einer Lüftungsanlage experimentiert. Mit Erfolg. Die 
Temperaturen konnten um mehrere Grad gesenkt 
werden. 

Manchmal taugen die Maßnahmen allerdings 
nur zur Augenwischerei. Wenn etwa Jalousien in­
nen statt außen an Fensterfronten angebracht sind. 
Oder Sonnenschirme im Werk aufgespannt werden, 
weil die Sonne durch die Scheiben knallt. Das taugt 
kaum mehr, als wenn der Chef ein Eis ausgibt. 

Warum viele Beschäftigte schon in Rente sein 
werden, bis auch in ihrem Werk eine Lüftungsanlage 
installiert wird, und was Experten raten, ist auf den 
Seiten 4 bis 6 zu lesen. 

Ein Dauerthema im Sommer: zu hohe Temperaturen in den Werken der Papierverarbeitung | 

Wenige effektive Gegenmaßnahmen | MICHAELA BÖHM

 	 www.verlage.verdi.de | www.druck.verdi.de | www.papier.verdi.de

Foto: Werner Bachmeier
Nichts als heiße Luft
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Ich mag Lobbyisten. Sie kümmern sich 
um Dinge, um die sich sonst niemand 
scheren würde. Zwar für Geld, aber 
immerhin. Wer würde sich denn, ohne 
Kohle zu kriegen, sonst für die Waf­
fenindustrie engagieren? Wer mit ge­
sundem Menschenverstand und  
eigenen Kindern würde ohne Bezah­
lung PR für die Atomindustrie machen? 
Welcher normale Mensch würde sich 
aus eigenem Antrieb für niedrigere Un­
ternehmenssteuern einsetzen? – Eben, 
niemand. 

Einfach so sind alle immer nur soli­
darisch mit Walen, Afrika oder Flücht­
lingen. Lobbyisten sind wie Pflichtver­
teidiger für Straftäter – es muss sie ge­
ben. Solidarität ist der wichtigste Kitt, 
der unsre Gesellschaft zusammenhält. 
Lobbyisten schaffen beruflich Solidari­
tät, tolle Sache! Sex ist auch eine tolle 
Sache. Was mich nur wundert: Wenn 
Frauen für Geld ihren Körper verkaufen, 
nennen wir das abfällig Prostitution. 
Wenn Männer für Geld ihren Geist ver­
kaufen, nennen wir das anerkennend 

Karriere. Dabei hängen Lobbyisten und 
Prostituierte oft gemeinsam in der  
Hotellobby ab und warten auf die  
gleiche Kundschaft. Man könnte sagen: 
Lobbyisten sind die Strichjungen des 
Neoliberalismus. Doch auch, wenn  
Solidarität und Sex gut sind: Prostitu­
ierte und Lobbyisten muss man sich 
leisten können. 

Das Problem ist: Politiker nehmen 
die Anliegen der Lobbyisten viel erns­
ter als die Interessen von Menschen, 
die sich ehrenamtlich engagieren. Ich 
würde nie behaupten, Parteispenden 
sind legalisierte Korruption. Neeiiin! 
Aber ist es nicht komisch, dass viele 
Politiker – die von Steuergeldern leben 
– Lobbyisten empfangen, aber linke 
Demonstranten als gefährliche Chaoten 
beschimpfen, obwohl diese völlig un­
bezahlt in ihrer Freizeit auf die Straße 
gehen? Es hilft nichts, wir müssen 
wohl zusammenlegen und uns ein paar 
Lobbyisten kaufen. Wieviel das kostet? 
Halbe Stunde, 50 Euro.                         	
		         ROBERT GRIESS

Quelle: WSI-Tarifarchiv, Grafik: werkzwei Detmold

Jeder Dritte 
wird erst 
am selben Tag 
informiert.

60 %
der Beschäftigten mit 

Tarifvertrag

U R L A U B S G E L D

Strichjungen in der Hotellobby

S T R I C H Ä T Z U N G

D I E  M E L D U N G  H I N T E R  D E R  Z A H L

So viel tarifliches  
Urlaubsgeld erhält ein Angestellter (in der mittleren 

Gehaltsgruppe West) in der Papierverarbeitung. 
Das hat das Wirtschafts- und Sozialwissenschaft­
liche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 
berechnet. Von den 16 untersuchten Branchen 
wird nur in der Holz- und Kunststoffverarbei­
tung mehr bezahlt (2.316 Euro). In Betrieben mit 

Tarifvertrag bekommen 60 Prozent der Beschäf­
tigten Urlaubgeld. Männer erhalten öfter Urlaubs­

geld als Frauen, im Westen wird es häufiger gezahlt 
als im Osten, in großen Betrieben öfter als in kleinen.

Mal jammern in eigener Sache: DRUCK+PAPIER 
erscheint einfach zu selten. Sonst würde nicht 
passieren, was passiert ist. Wir recherchieren im 
Juli die Titelgeschichte, als es in Deutschland so 
heiß ist, dass Hitzewarnungen ausgegeben wer­
den. Doch jetzt, kurz bevor DRUCK+PAPIER online 
geht, zeigt sich die Erderwärmung von der anderen 
Seite: Goslar überflutet, Deichbruch in Hildesheim, 
Überschwemmung in Berlin. Anfang und Mitte 
Juli schwappte dagegen noch eine Hitzewelle. Wir 
fragten in zehn Werken der Papierverarbeitung 
nach. Die Arbeitsbelastungen sind enorm. Wer 
auf der Brücke der Wellpappanlage bei 40 Grad 
umrüsten muss, dem läuft der Schweiß in Strömen. 
Selbst Ventilatoren von der Größe von Stalllüf­
tern wirbeln die heiße Luft lediglich herum, die 
Temperaturen senken sie nicht. Dafür wären Lüf­
tungsanlagen notwendig. Die würden auch helfen, 
wie Versuche im Smurfit-Kappa-Werk in Delitzsch 
zeigen. Allerdings sind sie teuer. Gar nicht knausrig 
zeigen sich die Unternehmen, wenn es der Elek­
tronik zu heiß wird. Die Technik hat’s gut, die ist 
klimatisiert. Die Beschäftigten werden gemeinsam 
mit den Betriebsräten und ver.di Druck aufbauen 
müssen, damit endlich Geld in Lüftungsanlagen 
investiert wird. 

Anderes Thema: In 
wenigen Wochen ist 
Bundestagswahl. Die 
Rechtsaußenpartei AfD 
zieht zwar angeschlagen 
von Personalquerelen 
und Richtungskämpfen 
in den Wahlkampf, doch 
ihr Einzug ins Parlament 
scheint sicher. Grund 
genug zu fragen: Was will die AfD? Dazu haben 
wir die Programme der Partei gelesen und Annelie 
Buntenbach vom DGB gefragt. Um allen Kolleg/in­
nen, die vor und im Betrieb mit Wählern und Sym­
pathisant/innen diskutieren, Argumente zu liefern. 
Wie die AfD vorgeht, um niemanden zu verprellen, 
deckt Annelie Buntenbach auf. Sie sagt: »Wir  
müssen der AfD als Gewerkschafter/innen konse­
quent entgegentreten.« 	        MICHAELA BÖHM
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I N T E R V I E W

Arbeitsforscher plädiert für eine 40- statt der 48-Stunden-Woche  

im Arbeitszeitgesetz | JOACHIM F. TORNAU

Nicht noch flexibler

Die Arbeitgeber fordern, den Acht-Stunden-
Tag aus dem Arbeitszeitgesetz zu streichen. 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) wollte den Tarifpartnern ermöglichen, 
mit flexibleren Regelungen zu experimentie­
ren. Das ist erst einmal gescheitert. Arbeits­
forscher Steffen Lehndorff erklärt, warum 
er für strengere gesetzliche Vorschriften 
plädiert.

DRUCK+PAPIER: Die Arbeitgeber sagen, 
dass der gesetzliche Acht-Stunden-Tag  
für das Zeitalter der Digitalisierung zu  
unflexibel sei. Sehen Sie das auch so?
Lehndorff: Die Argumente der Arbeitgeber 
sind nicht überzeugend. Die Beschäftigten 
dürfen nicht zum bloßen Anhängsel der 
elektronischen Verkettung werden. Ich 
finde, dass soziale Grundstandards als Eck­
pfeiler feststehen müssen. Und dazu gehört 
der Acht-Stunden-Tag.

Muss mich das interessieren, wenn in mei-
nem Tarifvertrag kürzere Arbeitszeiten ste-
hen? Die Arbeitgeber beteuern doch, dass 
sie die tarifliche 35- oder 38-Stunden-Wo-
che nicht in Frage stellen.  
Was die Arbeitgeber fordern, würde Tür und 
Tor öffnen für noch mehr ständige Erreich­
barkeit – mit vielen negativen Folgen für die 
Gesundheit der Beschäftigten und auch für 
die Geschlechtergerechtigkeit im Erwerbsle­
ben. Schon heute arbeiten viele Beschäftigte 
deutlich länger, als es im Tarifvertrag steht, 

während insbesondere Frauen in der  
Teilzeit- oder Mini-Job-Falle stecken.  
Das würde weiter zunehmen.

Ist es deshalb eine gute Nachricht, dass es 
das geplante Experimentieren mit flexible-
ren Arbeitszeitregelungen erst einmal nicht 
geben wird? 
Unter den gegebenen Voraussetzungen, 
ja. Die Idee war ja, wieder für eine größere 
Verbreitung von Tarifverträgen zu sorgen, 
indem man auch tarifvertragliche Abwei­
chungen vom Arbeitszeitgesetz erlaubt. 
Ein durchaus richtiger Gedanke. Aber im 
Moment wäre das ein Schuss in den Ofen. 
Denn ein Arbeitgeber, in dessen Betrieb 
42 oder 45 Stunden gearbeitet wird, wird 
sich keinem Tarifvertrag mit einer 38- oder 
35-Stunden-Woche unterwerfen, nur damit 
er flexibler werden kann bei der Arbeitszeit. 
Damit das funktioniert, bräuchte es rigidere 
gesetzliche Regelungen.

Was schlagen Sie vor?
Ich plädiere dafür, eine durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit von 40 Stunden gesetz­
lich festzuschreiben. Dadurch könnten lange 
Arbeitszeiten im Betrieb wirkungsvoller 
zum Konfliktthema gemacht werden. Dann 
könnte man vielleicht zulassen, dass von der 
Mindestruhezeit per Tarifvertrag unter ganz 
bestimmten Bedingungen mit sehr kurzen 
Ausgleichszeiträumen abgewichen werden 
darf. 

Steffen Lehndorff
Volkswirt und Mitarbeiter der Forschungsabteilung 
»Arbeitszeit und Arbeitsorganisation« im Institut 
Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duis-
burg-Essen
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Was wollen die Arbeitgeber?

Bislang schreibt das Arbeitsgesetz vor, 
dass nicht mehr als acht Stunden pro Tag 
an sechs Werktagen pro Woche gear­
beitet werden darf. Weil sich das aber 
auf den Durchschnitt eines halben Jahres 
bezieht, sind an einzelnen Tagen auch bis 
zu zehn Stunden oder mehr erlaubt. Au­
ßerdem muss zwischen Feierabend und 
neuerlichem Arbeitsbeginn eine Ruhezeit 
von mindestens elf Stunden liegen. Die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände (BDA) will, dass künftig 
nur noch die maximale Wochenarbeits­
zeit von 48 Stunden im Gesetz steht. 
Dadurch soll etwa möglich werden, dass 
Beschäftigte an einem Tag zwölf Stunden 
und an einem anderen nur vier Stun­
den arbeiten. Auch die Mindestruhezeit 
zwischen zwei Schichten soll gestrichen 
werden. 

Was will das Bundes- 
arbeitsministerium?

Zeitlich befristet und wissenschaftlich 
begleitet sollten Unternehmen Betriebs­
vereinbarungen über flexiblere Arbeits­
zeitregelungen abschließen dürfen. 
Voraussetzung: Arbeitgeber und  
Gewerkschaften haben den Rahmen  
zuvor in einem Tarifvertrag abgesteckt. 
Damit hätten nur tarifgebundene  
Unternehmen von dem Modell profitie­
ren können. Auf eine Umsetzung dieses 
Vorschlags konnte sich die große Koali­
tion vor der Bundestagswahl nicht mehr 
einigen. 

www.robertgriess.de 
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An heißen Tagen steigt die Temperatur in 
den Produktionshallen oft auf 30 Grad. Be­
sonders in alten Gebäuden mit niedrigen 
Raumhöhen ist es nur schwer auszuhalten. 
Das über 100 Jahre alte Smurfit-Kappa- 
Werk in Lübbecke ist teilweise nur fünf 
oder sechs Meter hoch, schätzt Betriebs­
ratsvorsitzender Thomas Kalz. Unter der 
Hallendecke staut sich die Wärme. Lüften 
ist nur frühmorgens möglich. Selbst nachts 
nicht. Denn das Werk liegt im Wohnge­
biet. Und die Nachbarn würden sich be­
schweren, wenn der Produktionslärm der 
Nachtschicht durch die offenen Hallentore 
in deren Schlafzimmer dränge. Die soge­
nannte Nachtkühlung empfehlen Experten 
als eine Maßnahme gegen die Hitze.

Steigt die Lufttemperatur im Werk  
tatsächlich auf 30 Grad, muss der Unter­
nehmer – in Abstimmung mit dem Be­
triebsrat – etwas tun. In einigen Werken 
können die Beschäftigten die Arbeit unter­
brechen, um sich an einem kühleren Ort zu 
erholen. Im Kartonstegewerk von Smurfit 
Kappa in Heppenheim werden dafür an 
heißen Tagen ein bis zwei Mal pro Schicht 
die Maschinen abgeschaltet, bestätigt  
Betriebsratsvorsitzender Uwe Hakanson. 
Solche Pausen heißen offiziell Entwär­
mungsphasen. Auch sie sind ein Mittel,  
um die Hitze besser auszuhalten. 

Technische Maßnahmen zur Hitzereduzierung sind möglich, aber teuer | 

Die Elektronik hat’s gut, die ist klimatisiert | MICHAELA BÖHM

Heiß, stickig, staubig

Besonders belastet ist die Spätschicht, 
weil um die Nachmittagszeit die Sonne am 
stärksten scheint. Doch von Veränderungen 
im Schichtplan wollen die meisten Betriebs­
räte nichts wissen. Das Spätschichtteam 
könnte nach zwei Tagen mit der Frühschicht 
wechseln. Das wollen die Kollegen nicht, 
heißt die Antwort. Organisatorisch nicht 
möglich, eine andere. Mit einem früheren 
Arbeitsbeginn hat der Betriebsrat im DS-
Smith-Werk in Endingen am Kaiserstuhl – 
Deutschlands wärmster Region – gute Erfah­
rungen gemacht. Die Tagschicht startet in 
Hitzeperioden eine Stunde früher und endet 
um 14.30 Uhr. »Das kommt bei den Kolle­
gen gut an«, erzählt Betriebsratsvorsitzender 
Alexander Franke.

Dächer kühlen bringt nichts
Hitzetauglich ist keines der Werke. Sie ent­
lüften und kühlen sich nicht von selbst, sind 
nicht gegen die Hitze gedämmt und stehen 
nicht inmitten von Bäumen. Stattdessen 
heizen sich die Flachdächer auf 60 bis 80 
Grad auf, sagt Betriebsratsvorsitzender Karl 
Mayer aus Neuburg. Um die Hitze zu re­
duzieren, die vom Dach in die Halle dringt, 
wurde schon vor Jahren versucht, das Dach 
durch Bewässerung wie auf den Feldern zu 
kühlen. »Aber das hat nichts gebracht außer 
viel Wasserverschwendung.« 

»Es muss endlich etwas passieren«, sagt 
Kalz. Die Hitze bei der Arbeit ist ein Dauer- 
thema. Sommer für Sommer. Wasserspen­
der und Lüfter sind zu wenig. Jetzt hat der 
Betriebsrat initiiert, dass die besondere 
Belastung durch Sommerhitze in die Gefähr­
dungsbeurteilung aufgenommen wird. So 
wie es die Arbeitsstättenregel Raumtempe­
ratur vorschreibt. 

Über Gegenmaßnahmen entscheidet der 
Betriebsrat mit. Doch oft hapert es schon 
am Messen. Entweder wird die Temperatur 
nicht, unregelmäßig oder an falschen Stellen 
gemessen. Damit fehlt dem Betriebsrat aber 
die Handhabe, auf Gegenmaßnahmen zu 
drängen. 

Alternativen gibt es. Seit Jahren fordert 
der Betriebsrat bei DS Smith in Minden eine 
neue Be- und Entlüftung. Es gibt lediglich 
einen Lüfter am Querschneider in der Well­
pappanlage. Der saugt die heiße Luft an 
und leitet sie übers Dach nach draußen. 
Doch das reicht nicht, findet Betriebsrats­
vorsitzender Werner Kulack. »Es wird viel zu 
wenig unternommen, damit es den Kollegen 
und Kolleginnen gutgeht.« Anders als beim 
Leitstand. Der ist klimatisiert. Damit die Elek­
tronik keinen Schaden nimmt.  

So war das auch bei Huhtamaki im All­
gäu. Lange Zeit passierte nichts, Beschwer­
den der Belegschaft und des Betriebsrats 
ließ die Geschäftsführung ins Leere laufen, 
erzählt Betriebsratsvorsitzender Werner 
Bareth. Bis es die Produktion erwischte. Im 
Tiefdruck war es so heiß, dass die Farbe 
bereits auf dem Zylinder trocknete. Und 
beim Extruder schaltete sich die Elektronik 
bei 45 Grad selbst ab. Das führte zu Produk­
tionsausfall. Seitdem sind beide Bereiche 
klimatisiert. 

Alle schauen auf das Smurfit-Kappa- 
Werk in Delitzsch, wo 2016 drei sogenannte 
Cool-Stream-Geräte installiert wurden. 
Stephan Kunze, Leiter von Personal und 
Recht bei Smurfit Kappa in Deutschland, 
erklärt das so: Dicke Schläuche hängen 
unter der Decke. Dort wird die heiße Luft 
angesaugt und nach außen gedrückt und 
kühle Luft in die Halle geführt. »Das bringt 
Erleichterung«, sagt Betriebsratsvorsitzender 
Gerald Furchner. Allerdings sollte das ge­
samte Werk bereits dieses Jahr mit der Lüf­
tungsanlage ausgestattet werden. Das dafür 
bereitgestellte Geld hätte allerdings für wich­
tige Instandhaltungsmaßnahmen verwendet 
werden müssen, erklärt Stephan Kunze. 
Nach und nach will Smurfit Kappa in jedem 
der rund 20 Werke eine solche Anlage für je 
250.000 Euro installieren. Einen Masterplan 
gebe es nicht. »Es ist durchaus möglich, dass 
das letzte Werk erst in 20 Jahren dran ist.«  
  

An heißen Tagen sollen Ventilatoren für ein Lüftchen sorgen. 
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A R B E I T S -  U N D  G E S U N D H E I T S S C H U T Z

Wasser – vom Arbeitgeber  
bezahlt

Wer in der Hitze arbeitet, muss viel trinken.  
Nicht nur die empfohlenen rund zwei Liter pro Tag. 
Bei Hitze braucht der Körper mehr. Normale Büro­
arbeit erfordert etwa einen Liter Wasser oder unge­
süßte Tees zusätzlich. Bei körperlicher Arbeit erhöht 
sich die Menge je nach Schwere. Jeder Liter Wasser, 
der über die zwei Liter empfohlene Tagesmenge 
hinausgeht, muss vom Arbeitgeber gestellt und be­
zahlt werden. 
Übrigens: Empfohlen werden 300 Milliliter Wasser 
pro zehn Kilogramm Körpergewicht Das entspricht 
etwa zwei Liter bei 70 Kilo Körpergewicht.

Zum Weiterlesen

c	 DGUV I 213-002 Hitzearbeit; Erkennen – beurteilen – schützen 
c	 DGUV I 215-444 Sonnenschutz im Büro 
c	 DGUV I 213-022 Beurteilung von Hitzearbeit – Tipps für Wirtschaft, 

Verwaltung, Dienstleistung
c	 DGUV I 215-510 Beurteilung des Raumklimas

Die Arbeitsstättenregel

Die Arbeitsstättenregel ASR A3.5 kennt  
drei Temperaturschwellen. Sie gelten für Arbeits­
plätze in Büros genauso wie für solche in der  
Produktion.

Fall 1: Die Außenluft hat eine Temperatur von min­
destens 26 Grad. Sonnenschutz ist installiert. Über­
steigt die Lufttemperatur im Raum 26 Grad, nennt 
die Arbeitsstättenregel Maßnahmen (Nachtkühlung, 
Getränke etc.), die der Unternehmer angehen soll, 
um die Arbeit zu erleichtern. Bei der Auswahl der 
Maßnahmen hat der Betriebsrat mitzubestimmen.

Fall 2: Übersteigt die Lufttemperatur 30 Grad, müs­
sen wirksame Maßnahmen gemäß Gefährdungsbe­
urteilung ergriffen werden.

Fall 3: Ist es im Raum heißer als 35 Grad, so ist der 
Raum zum Arbeiten nicht geeignet, ohne technische 
und organisatorische Maßnahmen wie bei Hitze­
arbeit (zum Beispiel Luftduschen, Wasserschleier, 
Entwärmungsphasen) zu treffen oder geeignete per­
sönliche Schutzausrüstung zu tragen.

Arbeitsstättenverordnung

Raumtemperatur
(1) Arbeitsräume, in denen aus betriebstechnischer  
Sicht keine spezifischen Anforderungen an die 
Raumtemperatur gestellt werden, müssen während 
der Nutzungsdauer unter Berücksichtigung der
Arbeitsverfahren und der physischen Belastungen 
der Beschäftigten eine gesundheitlich zuträgliche 
Raumtemperatur haben.

Raum- und Lufttemperatur

Die Technische Regel für Arbeitsstätten ASR A3.5 
Raumtemperatur unterscheidet Raum- von Lufttem­
peratur. Lufttemperatur ist die Temperatur der Luft, 
die den Menschen umgibt und weder von Sonnen­
strahlung noch von Bodenwärme oder Wärmelei­
tung beeinflusst ist. Dagegen ist Raumtemperatur 
die vom Menschen empfundene Temperatur. Sie 
wird durch die Lufttemperatur und die Temperatur 
der Fenster, Wände, Decke und des Fußbodens  
bestimmt. Wenn hier konkrete Zahlen genannt  
werden, ist die Lufttemperatur gemeint.

Die Messung

Die Temperatur sollte während der Arbeitszeit stünd­
lich gemessen werden. Allerdings nicht direkt an der 
Maschine und nicht am Fenster, durch das die Sonne 
strahlt, und auch an keiner Stelle des Arbeitsplatzes, 
die durch äußere Einwirkungen erhitzt wird. Außen­
lufttemperaturen werden zwei Meter über dem  
Boden und vier Meter von der Hauswand entfernt 
im Schatten gemessen.

Maßnahmen: Wie die  
Hitze reduziert werden kann

c 	 Mit effektiver Steuerung des Sonnenschutzes 
(Jalousien auch nach der Arbeitszeit geschlossen 
halten)

c 	 Mit effektiver Steuerung der Lüftungseinrich- 
tungen (Nachtauskühlung)

c	  Mit einer Reduzierung der inneren thermischen 
Lasten (elektrische Geräte nur bei Bedarf  
betreiben)

c	 Mit Lüftung in den frühen Morgenstunden
c	 Gleitzeit nutzen, um Arbeitszeit zu verlagern
c	 Bekleidungsregeln lockern
c	 Getränke bereitstellen
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DRUCK+PAPIER: Steht im Gesetz, was  
der Arbeitgeber bei Sommerhitze im Be-
trieb tun muss?
Kersten Bux: Leider nicht. In der Arbeits­
stättenverordnung steht lediglich, dass in 
den Arbeitsräumen eine »gesundheitlich 
zuträgliche Raumtemperatur« herrschen 
muss. Das ist ein unbestimmter Rechtsbe­
griff, der in der Praxis wenig hilft. 

Warum steht darin keine konkrete Zahl?
Weil das bei Temperaturen nicht so einfach 
ist. Man weiß, dass sich jemand bei einem 
Sturz von einem Meter Höhe verletzt. Es 
gibt aber keinen Beweis dafür, dass ab ei­
ner Temperatur von – sagen wir – 26 Grad 
die Gesundheit gefährdet ist. Wer im Büro 
arbeitet, ein kurzes Hemd tragen und die 
Schuhe ausziehen kann und eine Pause 
machen und jederzeit trinken kann, für 
den sind 26 Grad nicht gefährlich. Anders 
sieht das für Beschäftigte aus, die Arbeits­
handschuhe, eine dicke Jacke und Sicher­
heitsschuhe tragen und schwer körperlich 
arbeiten müssen. Außerdem wird Hitze von 
Menschen unterschiedlich empfunden und 
vertragen. 

Nach Paragraf 3 der Arbeitsstättenverord-
nung muss der Unternehmer eine Gefähr-
dungsbeurteilung durchführen und einen 
Plan aufstellen, welche Maßnahmen er 
bei eintretender Sommerhitze durchführen 
wird. Er muss ermitteln, ob die Beschäftig-
ten Gefährdungen ausgesetzt sind und die 
dann minimieren. Ist die Hitze der richtige 
Anlass dafür?
Das ist reichlich spät. Um noch rechtzeitig 
mit Maßnahmen gegenzusteuern, sollte der 
Arbeitgeber bereits im Frühjahr eine Ge­
fährdungsbeurteilung durchführen. Dazu ist 
er per Gesetz verpflichtet.

Wo stehen nun konkrete Temperatur- 
angaben?
In der Arbeitsstättenregel ASR A3.5 
Raumtemperatur. Dort sind drei Tempera­
turschwellen genannt: 26, 30 und 35 Grad.

Dort heißt es, dass Maßnahmen ergriffen 
werden sollen. Das ist kein Muss?
Juristisch bedeutet das Wort sollen, dass 
es gemacht werden muss, wenn es in der 
Praxis möglich ist. Allerdings ist die Arbeits­
stättenregel kein Gesetz und von daher 
nicht bindend für den Arbeitgeber. Er muss 
sich nicht an die Arbeitsstättenregel halten, 
allerdings Maßnahmen treffen, die die glei­
che Wirkung entfalten. Übrigens muss sich 
der Beschäftigte ebenfalls an die Maßnah­
men halten. 

Für wen können Temperaturen von über  
26 Grad gesundheitsgefährdend sein? 
Für alle, die schwere körperliche Arbeit ver­
richten, und Arbeits- oder Schutzkleidung 
tragen müssen. Außerdem für Ältere, Ju­
gendliche und Schwangere. In diesen Fällen 
muss über weitere Maßnahmen anhand 
einer angepassten Gefährdungsbeurteilung 
entschieden werden. Die muss von Fachleu­
ten durchgeführt werden. Der Betriebsrat 
hat auch hier ein Mitbestimmungsrecht. 

Was eignet sich, um Menschen vor Hitze 
zu schützen?
Wichtig ist der richtige Sonnenschutz. Am 
besten eignen sich Jalousien, die außen 
angebracht werden und verhindern, dass 
die Sonne durch die Scheibe in den Raum 
strahlt. Außerdem hilft leichtere Kleidung. 
Bei hohen Temperaturen sind sogenannte 
Entwärmungsphasen wichtig. Zeit, in der 
jemand nicht der Hitze ausgesetzt ist, 
sondern in einem kühleren Raum leichte 
Arbeiten verrichtet oder – falls das arbeits­
organisatorisch nicht möglich ist – pausiert. 
Die Zeit muss bezahlt werden. Ich empfehle 
auch Jobrotationen, also Beschäftigte nicht 
die gesamte Schicht über an dem heißen 
Arbeitsplatz einzusetzen, sondern wechsel­
weise woanders arbeiten zu lassen. Sinnvoll 
ist es auch, das Schichtsystem zu verän­
dern. So dass nicht das gleiche Team über 
eine ganze Woche zur Spätschicht einge­
teilt und damit den belastendsten Tempera­
turen am Nachmittag ausgesetzt ist. 

Gibt es auch technische Maßnahmen?
Klimaanlagen wären geeignet, aber wegen 
des CO2-Ausstoßes bei der dafür nötigen 
Energieerzeugung im Kraftwerk nicht zu 
empfehlen. Es gibt jedoch Lüftungsanlagen, 
die nachts kalte Luft ins Werk befördern. 
Die Wirkung hält jedoch nur einige Stunden; 
die Spätschicht profitiert davon nicht mehr. 
Für Arbeitsplätze mit Temperaturen von 
mehr als 35 Grad sind Maßnahmen wie bei 
Hitzearbeit vorgeschrieben. Eine Möglichkeit 
ist beispielsweise, dass jemand nach jeder 
dreiviertel Stunde Arbeit für eine Viertel­
stunde diesen Arbeitsplatz verlassen muss. 

Was können Beschäftigte tun, wenn ihnen 
die Temperaturen sehr zu schaffen ma-
chen, der Arbeitgeber aber nichts dagegen 
unternimmt und auch der Betriebsrat  
untätig bleibt oder es keinen gibt?
Sie haben das Recht, die Berufsgenossen­
schaft zu informieren. Möglich ist es auch, 
die Gewerbeaufsicht zu benachrichtigen.

Was halten Sie davon, Sonnenschirme im 
Betrieb aufzustellen und Eiscreme zu ver-
teilen?
Sonnenschirme verhindern Blendungen und 
die direkte Einwirkung der Sonnenstrahlung, 
aber keine Überwärmung der Räume. Und 
Eiscreme ist eine nette Geste, aber keine 
ausreichende Maßnahme gegen Hitze.   mib

 

Was gegen die Hitze hilft 

Checkliste zu Hitzearbeit

Dr. Kersten Bux, wissenschaft- 
licher Mitarbeiter bei der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) in Dresden

Hitzearbeit liegt dann vor, wenn Beschäftigte bei der Arbeit der 
Kombination aus Hitze, körperlicher Arbeit und Schutzkleidung  
ausgesetzt sind und es zu einer Erwärmung des Körpers mit dem 
Risiko von Gesundheitsschäden kommt. 	

Weitere Informationen und eine Checkliste zu Hitzearbeit hat die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung in einer Handlungshilfe  
für Kleinbetriebe zusammengestellt.

http://publikationen.dguv.de/dguv/pdf/10002/i-7002.pdf

A R B E I T S -  U N D  G E S U N D H E I T S S C H U T Z
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S E M I N A R

Geld regiert die Welt! 
IMK

 

Gewinnmaximierung, Börsengang, Spekulation und Hedgefonds – 
darum geht es noch immer in der Finanzwirtschaft. Mehr als bisher 
rücken Fragen nach staatlicher Regulierung der Finanzmärkte – so­
wohl national als auch international – in den Vordergrund. Interna­
tionaler Währungsfonds und Weltbank nehmen eine wichtige Rolle 
ein und die Balance innerhalb der Eurogruppe wird zunehmend 
schwieriger. Geld, Globalisierung, internationale Finanzabkommen 
und Regulierungsmechanismen sind Themen des Seminars. 
    
             

8.– 12. Januar 2018 in Bielefeld-Sennestadt.
Seminargebühr: 425 Euro, für ver.di-Mitglieder frei;  
Freistellung: Bildungsurlaub

Weitere Seminare unter  
www.verlage-druck-papier.verdi.de/service/seminare

Ohne Kehrtwende bei der Rente droht
vielen Menschen im Alter Armut. Mit der
bundesweiten Aktionswoche »Gute Löhne 
– gute Rente« hat ver.di Mitte Juni in Be­
trieben und auf der Straße gegen die Ren­
tenpolitik der Regierung protestiert. Mit 
Aktionen wurde auch in der Druckindustrie 
und Papierverarbeitung darauf aufmerksam 
gemacht, dass das Niveau der gesetzlichen 
Rente angehoben werden muss.

Gegen Altersarmut

Aktion in Kantine und Rotation beim Westfalen Blatt 
des Druckzentrums Bielefeld. 

Erneut hat die Buchbinderei m.appl vor dem 
Arbeitsgericht verloren. Sie muss den  Be­
triebsratsvorsitzenden Michael Kaag zu un­
veränderten Bedingungen weiter als Buch­
binder beschäftigen. Das Gericht zeigte we­
nig Verständnis für den Arbeitgeber. »Was 
hier abgeht, ist nicht üblich«, sagte der 
Arbeitsrichter, wie sich ver.di-Sekretär Rudi 
Kleiber notierte. Diese Vorgänge seien der 
Größe des Unternehmens und der Tradition 
nicht angemessen. Die Buchbinderei m.appl 
mit rund 125 Beschäftigten gehört zur Fir­
mengruppe Appl im bayerischen Wemding, 
die noch acht weitere Firmen besitzt und zu 

Mit einer so schnellen Umkehr beim Arbeit­
geber hatte keiner gerechnet. Wenig Lohn, 
kaum Zuschläge und nie eine Lohnerhöhung 
– das war die Lage der fast 300 Beschäftigten 
beim Verpackungs- und Displayproduzenten 
Thimm in Wörrstadt. Viele sind Mitglied bei 
ver.di geworden, um mit genügend Durch­
setzungskraft den Unternehmer zu Tarifver­
handlungen aufzufordern. Doch der erklärte, 
dass die wirtschaftliche Lage keine Verbes­
serungen zuließe. Erst als das Fernsehen be­
richtete und die Belegschaft weiter auf ihren 
Forderungen beharrte, lenkte die Geschäfts­
führung ein und versprach auf einer von ihr 

Appl verliert vor Gericht

Thimm Display gibt nach

den großen Rollenoffsetdruckereien zählt. 
Sämtliche Betriebe sind tariflos. 

Damit ist Markus Appl, Geschäftsführer 
und Gesellschafter der Firmengruppe, zum 
zweiten Mal innerhalb eines Jahres damit 
gescheitert, den Betriebsratsvorsitzenden 
aus der Firma zu drängen. Der Hintergrund: 
Michael Kaag klagt jedes Jahr seine Sonder­
zahlungen ein, auf die er laut Gericht einen 
Anspruch hat und die ihm die Firma verweh­
ren will (siehe DRUCK+PAPIER 3/2017). Mehr 
noch: Kaag gehört zu den Betriebsräten, die 
ausschließlich im Interesse der Kolleg/innen 
handeln, erklärt Rudi Kleiber von ver.di. 

einberufenen Beschäftigtenversammlung 
höhere Sonderzahlungen, mehr Urlaub und – 
abhängig von der wirtschaftlichen Situation 
– Lohnerhöhungen. Allerdings sind lediglich 
die höheren Urlaubstage in neuen Arbeits- 
verträgen schriftlich fixiert worden. »Sicher 
wären die Beschäftigten nur mit einem 
Tarifvertrag«, sagt ver.di-Sekretär Ferhat 
Altan. Der Belegschaft sei es gelungen, den 
Arbeitgeber zur Umkehr zu bewegen, der 
nächste Schritt seien Tarifverhandlungen. 
»Die Beschäftigten brauchen keine Weih­
nachtsgeschenke im Sommer, sondern faire 
Arbeitsbedingungen und faire Löhne.«

A U S  D E N  B E T R I E B E N
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Zweite Stufe Tariferhöhung
Für die Beschäftigten in den tarifgebunde­
nen Betrieben der Druckindustrie gibt es ab 
1. August 1,8 Prozent höhere Löhne und 
Gehälter. Damit ist die zweite Stufe der  
Tariferhöhungen erreicht, die 2016 verein­
bart wurden.

Satzherstellung dichtgemacht
Die Satzherstellung bei der Neuen Osnabrü­
cker Zeitung wurde geschlossen. Betroffen 
waren knapp ein Dutzend Arbeitsplätze. 
Nach Aussage des Betriebsratsvorsitzenden 
Thomas Niemeyer konnten für die meisten 
Kolleg/innen sozialverträgliche Lösungen 
gefunden werden, wie etwa Wege in den 
vorzeitigen Ruhestand. Der Arbeitsplatz­
abbau sei keine Folge der Fusion mit der 
Medienholding Nord mit Zeitungen in 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vor­
pommern, versichert Thomas Niemeyer.

Drucker-Azubis verdienen gut
Die Ausbildungsvergütungen in der Druck- 
industrie gehören zu den höchsten quer 
durch alle Branchen. Ein Drucker-Azubi im 
ersten Ausbildungsjahr erhält 912 Euro. 
Spitzenreiter ist die Metall- und Elektroin­
dustrie in Baden-Württemberg, die ihren 
Azubis 994 Euro im Monat zahlt. Im dritten 
Ausbildungsjahr erhalten Azubis im Bau­
hauptgewerbe mit 1.410 Euro die höchste 
Vergütung. Der Drucker-Azubi bekommt 
1.104 Euro. 

Risiko Lärmschwerhörigkeit
Lärmschwerhörigkeit ist in der Druckin- 
dustrie die Berufskrankheit mit den meisten 
Verdachtsanzeigen. Gefolgt von Hautkrank­
heiten. 2016 wurden in der Druckindustrie 
656 Verdachtsanzeigen gezählt. Eine Ver­
dachtsanzeige ist jedoch noch keine aner­
kannte Berufskrankheit, löst allerdings ein 
Verfahren aus. Von den 13.338 meldepflich­
tigen Unfällen entfielen mehr als die Hälfte 
auf Arbeitsunfälle im Betrieb. Fast ein Drittel 
betrifft Arbeitsunfälle auf Betriebswegen, 
der Rest sind Wegeunfälle. 
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Experiment mit zwei Jugend- und Auszubildendenvertretungen: DRUCK+PAPIER besucht sie bei dem  

JAV-Seminar in Naumburg und befragt sie vier Monate später noch einmal | Fazit: Ohne Schulung geht nichts | 

Betriebsrat unterstützt | Spaß kommt nicht zu kurz | JACQUELINE ENGELKE

Einer der Hauptakteure dieser Seminarwo­
che ist ziemlich umfangreich und liegt in ei­
ner großen Schale mitten im Raum: das Be­
triebsverfassungsgesetz. Vorne am Flipchart 
steht ein Jugendlicher. Er hat recherchiert, 
was in eben jenem Gesetzbuch zum Kosten- 
und Sachaufwand der Jugend- und Auszu­
bildendenvertretung, kurz: JAV, steht. Dass 
der Arbeitgeber die erforderlichen Mittel für 
die laufende Arbeit zur Verfügung stellen 
muss. Einen eigenen Raum zum Beispiel. 
»Wer von euch hat das«, fragt Teamerin 
Annalena Hinzmann. Nur die Jugendlichen 
von Bischof + Klein melden sich. Die beiden 
Teamer ergänzen, was die Paragrafen für die 
Praxis genau bedeuten. Die 14 Jugendlichen 
fragen nach, diskutieren und recherchieren.

In der Bildungszentrale der ver.di-Jugend 
im hessischen Naumburg werden den Ju­
gend- und Auszubildendenvertretungen aus 
Verlagen,  Druckindustrie und Papierverar­
beitung die Grundlagen für ihre Arbeit ver­
mittelt. Mit dabei sind neun Auszubildende 
der Betriebe Bischof + Klein und SIG Com­
bibloc. Sie sind bereit, DRUCK+PAPIER über 
ihre ersten Erfahrungen zu berichten. Zuerst 

in einem Interview in Naumburg etwa zwei 
Monate nach ihrer Wahl und nochmals rund 
vier Monate später. Das Besondere dieser 
beiden JAVen: Alle neun haben sich neu auf 
das Abenteuer JAV eingelassen, bei Bischof + 
Klein bringt lediglich der Vorsitzende Erfah­
rung mit. 

Wieso sie für die Wahl im November 
kandidiert haben? Bei Bischof + Klein be­
richtete die alte JAV in einer Versammlung 
von ihrer Arbeit, auch die Vorsitzenden spra­
chen in den Betrieben mögliche Kandidat/
innen an. Ihre Motivation, sich zur Wahl zu 
stellen? Verantwortung zu übernehmen, für 
die Auszubildenden da zu sein und ihnen 
bei Problemen zu helfen. Bei SIG Combibloc 
bringen zwei Auszubildende Erfahrung als 
Klassen- und Schulsprecher mit, und sie fin­
den es spannend, auch mal hinter die Kulis­
sen zu schauen, mit vielen Leuten in Kontakt 
zu kommen und mehr Verantwortung zu 
übernehmen. 

Während sich die JAV bei Bischof + Klein 
regelmäßig alle zwei Wochen treffen will, 
haben die fünf von SIC Combibloc Treffen 
bei Bedarf eingeplant. Aktiv geworden sind 

sie ebenfalls: Die JAV bei Bischof + Klein hat 
die im vergangenen Jahr ausgefallene Weih­
nachtsfeier für die Jugendlichen und Aus­
zubildenden erneut organisiert. Ihre Pläne? 
Bei Bischof + Klein gebe es keine großen 
Probleme, vieles werde direkt im Gespräch 
mit den Ausbildern geklärt. »Es ist mehr eine 
Sache, was man selbst daraus macht«, sagt 
Joscha. Sie wollen ein Fußballspiel mit den 
Auszubildenden einer anderen Firma sowie 
ein Sommerfest organisieren.

Die Vertreter von SIG Combibloc haben 
konkrete Pläne. »Die Herrenumkleide ist viel 
zu eng«, sagt der JAV-Vorsitzende Markus. 
Die Mechatroniker in der Ausbildung sollen 
ihr eigenes Werkzeug bekommen, wie es die 
Mechaniker schon haben. Auch sie wollen 
ein Sommerfest organisieren. Wenn sie beim 
nächsten Interview einen der Punkte erledigt 
hätten, wären sie schon mal zufrieden. »Und 
wenn wir ein gutes Sommerfest hinbekom­
men«, sagt Markus.  

Und das JAV-Team von Bischof + Klein 
wünscht sich, bei Problemen sagen zu kön­
nen: Wir haben sie gelöst. Und eine gute 
Stimmung bei den Azubis. 

J U G E N D
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Die Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV) 

•	 vertritt die Interessen aller jungen Beschäftigten unter 18 
Jahren und aller Auszubildenden unter 25 Jahren im Betrieb. 

•	 wird alle zwei Jahre gewählt.
•	 ab fünf wahlberechtigter Jugendlicher und Auszubildender 

kann eine JAV mit einer Person gewählt werden, allerdings 
muss der Betrieb einen Betriebsrat haben.  

•	 stellt Anträge, kontrolliert, ob Gesetze und Verträge ange­
wendet werden, ist zuständig für Anregungen von Jugendli­
chen und Auszubildenden und kümmert sich um eine qualifi­
zierte Ausbildung. 

•	 Weitere Infos: www.jav.info

SIG Combibloc

Stellt Getränkekartons und die dazugehörigen Füllmaschinen her. 
In Linnich rund 850 Beschäftigte und etwa 70 Auszubildende.  
Die JAV hat fünf Mitglieder: Vorsitzender Markus Schneider,  
Christian Dahlmans, Dominik Weber, Mithat Gündüz, Leonie Etzel.

Bischof + Klein

Stellt Verpackungen, technische Folien aus Kunststoff und Kunst­
stoffverbünde her. 1300 Beschäftige in Lengerich, davon etwa  
70 Jugendliche und Auszubildende. Die Jugend- und Auszubil­
dendenvertretung hat fünf Mitglieder: Vorsitzender Mikel Hart, 
Doris Krekovic, Darian Kuhlenbeck, Melanie Fiege, Joscha Hoppe.

Etwa vier Monate später nehmen wir  
erneut Kontakt zu den Mitgliedern der  
JAV auf. Schriftführerin Doris Krekovic 
(Bischof + Klein) und Markus Schneider 
(SIG Combibloc) erzählen stellvertretend 
für die anderen. Alle sind noch dabei und 
haben nach wie vor Spaß an der Arbeit in 
der JAV.

DRUCK+PAPIER: Welche Erfahrungen 
habt ihr in der JAV-Arbeit gemacht?
Doris: Wir hatten seit Februar keine kon­
kreten Probleme zu bearbeiten. Weil die 
Jungs in der Prüfungszeit sind, haben wir 
uns nach Bedarf getroffen. Die Gewerk­
schaft hat eine Umfrage zur Zufriedenheit 
der Azubis gemacht. Dadurch hatten wir 
viel Kontakt zu den Azubis. 
Markus: Positiv sind unsere Treffen, neben 
den sachlichen Inhalten herrscht immer 
eine lockere Stimmung und es ist auch Zeit 
für einen kleinen Spaß. Wir sind ein echtes 
Team.  

Wie habt ihr die Unterstützung vom  
Betriebsrat erlebt?
Doris: Wir sind abwechselnd bei Betriebs­
ratssitzungen dabei und können uns jeder­
zeit mit einem Anliegen an den Betriebsrat 
wenden. Der betont immer: Kommt zu 
uns, wenn es etwas gibt. 
Markus: Der Betriebsrat ist immer hilfs­
bereit, er hilft uns bei Fragen gerne und 
stellt uns den Besprechungsraum oder eine 
Alternative zu Verfügung. Des Weiteren 
hat er uns für das zweite JAV-Seminar von 
ver.di unterstützt und den Verwaltungsauf­
wand und die rechtliche Formulierung für 
uns erledigt. Und es gibt immer Kaffee und 
Kekse zu unseren Sitzungen. 

Habt ihr von euren Vorhaben schon etwas 
umgesetzt?
Doris: Unsere Pläne, ein Sommerfest zu or­
ganisieren, kommen gut an. Außerdem ha­
ben wir Kontakt mit der JAV einer Maschi­
nenbaufirma in Lengerich aufgenommen 
und sind dabei, mit deren Auszubildenden 
ein Fußballturnier zu organisieren. 
Markus: Das Thema Herrenumkleide ha­
ben wir auf den Sommer verlegt. Unter 
anderem, weil Ende des Monats viele Azu­

bis Prüfung gemacht haben. Das Thema 
Werkzeug für Mechatroniker haben wir 
auf dem Seminar geklärt. Wir haben einen 
Werkzeugkoffer der Industriemechaniker 
zur Verfügung gestellt bekommen. Das 
Sommerfest befindet sich in der Detail­
phase, wir wollen ein Grillfest veranstalten. 
Wir wollen uns auch den Ausbildungsrah­
menplan vornehmen und versuchen, die 
Versetzungen so zu optimieren, dass wir in 
allen wichtigen Bereichen ein Maximum an 
Praxis während der Lehrzeit haben. Dazu 
habe ich schon mit Abteilungen gespro­
chen und sie hielten es für einen guten 
Schritt. Bei allem ist uns eine kooperative 
Verhandlungsmethode wichtig.

Hat euch das Seminar im Februar genützt?
Doris: Wir haben gute Infos bekommen, 
was wir dürfen und was nicht. Der Aus­
tausch mit anderen JAVen war auch gut. 
Markus: Wir haben viel davon angewandt, 
weil wir erst durch dieses Seminar wissen, 
welche Rechte wir haben. Ein Beispiel 
ist die Anmeldung zum JAV 2. Ohne das 
Grundwissen hätten wir uns nicht mal 
getraut, nach weiteren Schulungen zu 
fragen. 

Fo
to

: A
nn

al
en

a 
H

ei
nz

m
an

n

Die Nachwuchs-Problemlöser in der ver.di-Jugendbildungsstätte Naunburg 

Bubble-Soccer beim Sommerfest, veranstaltet von der JAV Bischof+Klein 

Fo
to

: M
el

an
ie

 F
ie

ge

Echte Teams

Fo
to

: J
ac

qu
el

in
e 

En
ge

lk
e

Die Nachwuchs-Problemlöser 



10 D R U C K + P A P I E R  4 . 2 0 1 7

Was will die AfD? | Annelie Buntenbach vom DGB analysiert  

die Programme | Unkonkret zu sein, gehört zur Strategie  | MICHAELA BÖHM

Jetzt sind es nur noch wenige Wochen bis 
zur Bundestagswahl am 24. September. Die 
sind auch für uns ein Thema. Wie wir die 
Wahlen zum Thema machen, was wir auf­
greifen und was wir weglassen, haben wir 
in der Redaktion diskutiert. Einig waren wir 
uns nicht. Warum soll nur die AfD herausge­
pickt werden? Ausgerechnet einer Rechtsau­
ßenpartei, in der sich auch Nazis tummeln, 
geben wir Platz in DRUCK+PAPIER? Die 
Debatte, ob und wie über rechte Parteien 
geschrieben, berichtet und gesendet wird, 
findet in vielen Redaktionen statt. 

Die Berichterstattung über die AfD ist 
in der Vergangenheit kritisiert worden. Eine 

Kritik lautet: Die Medien hätten die AfD  
stark gemacht und ihnen zu ihren Wahler- 
folgen verholfen. Wenn das stimmte, könn­
ten die Medien die Partei ja auch wieder  
zum Verschwinden bringen. So einfach ist es 
aber nicht. 

Eine andere Kritik: Meist würden AfD- 
Politiker/innen nur zum Thema Flüchtlinge 
gefragt. Aber was sagt die Partei zur Rente? 
Zur Arbeitslosenversicherung? Darüber wird 
nur wenig berichtet. Das wollen wir jetzt 
tun. Um Kolleginnen und Kollegen, die sich 
im Betrieb mit AfD-Sympathisanten und 
Wählerinnen auseinandersetzen, Argumente 
zu geben. 

Wir haben das Wahlprogramm und das 
Grundsatzprogramm sowie das Strategiepa­
pier der AfD gelesen und Annelie Bunten­
bach vom geschäftsführenden Bundesvor­
stand des DGB gefragt: Was will die AfD? 
 

»Zutiefst unsozial«
B U N D E S T A G S W A H L E N

Aus dem Wahlprogramm der AfD:

Bei einer Lebensarbeitszeit von bis zu 45 
Jahren soll künftig der Rentenanspruch 
abschlagsfrei gegeben sein. Bei der Berech-
nung der Rente werden alle Beitragszeiten in 
dem Maß berücksichtigt, in dem sie tatsäch-
lich erbracht wurden.

Aus dem Wahlprogramm der AfD:

Die AfD wendet sich gegen eine Ausweitung 
der Abgabenbelastung und fordert (…) die 
Einführung einer allgemeinen Abgaben-
bremse (für Steuern, Beiträge und Gebühren) 
zugunsten der Bürger. Diese ist im Grundge-
setz festzuschreiben.
 

Aus dem Wahlprogramm der AfD:

Die AfD ist für eine Abschaffung der Erb-
schaftsteuer als Substanzsteuer und gegen 
die Reaktivierung der Vermögensteuer.

DRUCK+PAPIER: Abschlagsfreie Rente nach 45 Jahren – was gibt es daran 
auszusetzen? 
Annelie Buntenbach: Auf den ersten Blick klingt das nicht schlecht. Kaum 
anders als die Rente mit 63, für die sich die Gewerkschaften eingesetzt  
haben. Wer 45 Jahre lang eingezahlt hat, kann mit 63 Jahren in Rente gehen. 
Aber das Renteneintrittsalter, das fehlt bei der AfD. Nicht mit 65 oder 67 soll 
einem eine Rente zustehen; allein die 45 Jahre sollen der Maßstab für die 
Rente werden. Millionen von Menschen würden nach diesem Modell erst mit 
70 oder später Rente erhalten. 

Wie kann das sein?
Wer studiert hat und mit 24 Jahren ins Berufsleben einsteigt, erreicht frühes­
tens mit 69 Jahren die von der AfD geforderten 45 Jahre. Wer eine schulische 
Ausbildung absolviert hat, wer lange arbeitslos oder krank war, wird lange  
auf seine Rente warten müssen. In Zahlen: Rund 40 Prozent müssten bis  
70 arbeiten, um eine abschlagsfreie Rente zu erhalten. Das ist zutiefst unso­
zial. Ursprünglich stand im Programmentwurf, wer keine 45 Jahre zusammen 
bekommt, geht bei der Rente völlig leer aus. Das wurde auf dem Parteitag 
im April in Köln zwar korrigiert. Aber es bleibt dabei: Wer die 45 Jahre nicht 
schafft, soll Abschläge in Kauf nehmen müssen. Wie hoch die sind, dazu gab 
es keine Erklärung. 

Wo will die AfD bei der Rente hin?
Das ist völlig unklar. An einer Stelle sagt die AfD, es werde notwendig sein, die 
Rentenkasse aus Steuern zu unterstützen, damit die Rentenbeiträge nicht stei­
gen. An anderer Stelle steht aber, es soll eine sogenannte Abgabenbremse ein­
geführt werden, die im Grundgesetz festgeschrieben wird. Steuern, Beiträge 
und Gebühren dürften danach nicht mehr erhöht werden. Aber von welchem 
Geld soll die Rentenkasse dann aufgefüllt werden? Zumal die AfD die Vermö­
genssteuer nicht wieder einführen und die Erbschaftssteuer abschaffen will.

Das heißt, mit der AfD bleibt die Rente niedrig.
Ja. Sie ist keine Partei, die die Lebensleistung im Alter würdigt, für sie geht pri­
vat vor gemeinschaftlich. Wir müssen aber dringend umsteuern bei der Rente, 
damit die Menschen wieder gut von ihrer Rente leben können. Doch die AFD 
sagt kein Wort zu einer Rentenreform.

Annelie Buntenbach,
Mitglied im geschäftsführenden Bundesvorstand des 
DGB, zuständig für Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik, 
Migrations- und Antirassismuspolitik/Kampf gegen 
Rechtsextremismus
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Aus dem Grundsatzprogramm der AfD:

Die AfD will die Bundesagentur für Arbeit  
auflösen und ihre Aufgaben vor allem auf 
kommunale Jobcenter übertragen. 

Betriebsrente und private Altersvorsorge werden aber doch erwähnt?
Richtig. Aber so ist das eine rein neoliberale Forderung. Arbeitnehmer/innen 
sollen das aus ihrer Tasche bezahlen, die Versicherungen bereichern sich.  
Zudem ist diese Forderung verbunden mit dem Ausstieg aus der Eurozone. 

Länger als nur ein Jahr Arbeitslosengeld I beziehen zu können, das fordern 
auch andere Parteien ...
Stimmt. Man sollte sich davon aber nicht blenden lassen. Die AfD pickt sich 
gern ein, zwei Punkte bei einem Thema heraus, die gut klingen, aber nicht 
zum Gesamtpaket der Partei passen. In Wirklichkeit ist es so, dass jeder fünfte 
Arbeitslose direkt in Hartz IV fällt; von einem längeren Bezug des Arbeitslosen­
gelds I würden diese Menschen also nicht profitieren. Das Arbeitslosengeld I ist 
Teil des Hartz-Konzepts. Dazu steht aber im Wahlprogramm kein Wort. Wenn 
nur dieser Punkt korrigiert werden sollte, hieße das ja, der Rest sei völlig in Ord­
nung. Das stimmt hinten und vorne nicht. Zudem will die AfD die Arbeitslosen­
versicherung abschaffen. 

Die Bundesagentur für Arbeit managt die Arbeitslosenversicherung mitsamt  
den Ansprüchen. Wer die auflösen will, schafft die Arbeitslosenversicherung ab. 
Von daher ist es Etikettenschwindel, einen längeren Bezug des Arbeitslosen­
gelds I zu fordern.

Wie passt das alles zusammen?
Gar nicht. Vieles bei der AfD ist widersprüchlich, selbst innerhalb eines Pro­
gramms, und es wird gar nicht versucht, diese Widersprüche aufzulösen.  
Es gehört zur Strategie, möglichst unkonkret und wolkig zu bleiben.

Warum will die AfD bei solchen Themen, die für die meisten Menschen 
wichtig sind, unkonkret bleiben?
Weil sie – ganz nach Belieben – jedem Anhänger ihrer Partei das präsentieren 
kann, was der hören will. Der Unternehmer fürchtet die Erbschaftssteuer? Also 
gibt es eine Forderung, die Erbschaftssteuer abzuschaffen. Niedriglohn-Beschäf­
tigte brauchen den Mindestlohn? Also wird der ins Programm aufgenommen, 
obwohl er im Programmentwurf zuerst nicht enthalten war und sich Parteichefin 
Frauke Petry immer dagegen ausgesprochen hat. Wie hoch der Mindestlohn  
ausfallen soll, das verrät die AfD nicht. Der Unternehmer will Bürokratieabbau? 
Steht im Programm. Der Beschäftigte will weniger Leiharbeit und Werkverträge? 
Steht auch drin. Solche Forderungen sind das Papier nicht wert, auf dem sie  
stehen. 

Worauf müssten wir uns einstellen, würde dieses Programm Wirklichkeit?  
Ich bin ja keine Christin, sonst würde ich sagen: Da sei Gott vor, dass uns das 
passiert. Und wenn man nicht an Gott glaubt, muss man eben selbst gemein­
sam mit vielen engagierten Demokratinnen und Demokraten dafür sorgen, 
dass dieses Programm nicht Wirklichkeit wird. Das ist zutiefst autoritär, in deren 
Köpfen wimmelt es von Eliten und Gefolgschaft. Gewerkschaft oder Mitbestim­
mung kommen nicht vor. Die AfD will sich als Lobby für Deutsche profilieren 
und richtet sich gegen alle, die angeblich nicht zum ›Volk‹ gehören. Das ist 
rassistisch und völkisch-nationalistisch. Wir müssen der AfD als Gewerkschafter/
innen konsequent entgegentreten. 

Aus dem Wahlprogramm der AfD:

(…) müssen die beiden Säulen Betriebsrente 
und rein private Altersvorsorge gesetz- 
geberisch gestärkt werden.

Aus dem Wahlprogramm der AfD:

Die AfD setzt sich für eine Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld I in Abhängigkeit  
von der Dauer der Vorbeschäftigung ein. 

Aus dem Strategiepapier der AfD:

Es geht für den Erfolg der AfD darum, bei 
wenigen ausgesuchten und für die derzeitige 
Wählerschaft der AfD konsensstiftenden The-
men das für die eigenen Wähler Richtige an 
die Öffentlichkeit zu bringen. Kurze Slogans 
sind erfolgversprechend, nicht lange Abhand-
lungen, klare Worte darüber, was man will, 
wirken mehr als Statistiken. (…)

Bei für die AfD bislang für Wahlerfolge nicht 
erforderlichen Themen (das gilt insbesondere 
für die Wirtschafts- und Sozialpolitik) muss 
sehr sorgfältig darauf geachtet werden, 
dass sich die Anhängerschaft der AfD nicht 
auseinanderdividiert. Während Teile des libe-
ral-konservativen Bürgertums auf der einen 
und Arbeiter und Arbeitslose auf der anderen 
Seite bei Themen wie Euro/Europa, Sicherheit, 
Migration/Islam, Demokratie, nationale Iden-
tität oder Genderismus durchaus ähnliche 
Positionen vertreten, kann es Differenzen bei 
Fragen wie Steuergerechtigkeit, Rentenhöhe, 
Krankenkassenbeiträge, Mietbremsen oder 
Arbeitslosenversicherung geben.

Z U M  W E I T E R L E S E N

Das Recherchezentrum Correctiv, finanziert von 
Stiftungen und Leser/innen, zeigt im »Schwarz-
buch AfD« Verbindungen ins rechtsextreme 
Milieu, beschreibt die dubiose Finanzierung der 
Partei und analysiert die unsozialen Punkte im 
Programm.
Correctiv.org (hg.): Schwarzbuch AfD. Fakten, Fi-
guren, Hintergründe, 226 Seiten, 2017, 10 Euro.

Die Otto-Brenner-Stiftung (Wissenschaftsstiftung 
der IG Metall) hat eine Studie zur AfD veröffentlicht. 
Darin analysiert sie die Lagerkonflikte, beschreibt, 
wie andere Parteien auf sie reagieren, die AfD selbst 
immer weiter nach rechts rückt und warum sie an- 
geschlagen in den Bundestagswahlkampf zieht.
Die AfD vor der Bundestagswahl 2017 – Vom  
Protest zur parlamentarischen Opposition«. OBS- 
Arbeitsheft Nr. 91, Juli 2017.   www.bit.ly/ottoAFD

OBS-Arbeitsheft 91

Otto
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Eine Studie der Otto Brenner Stiftung
Frankfurt am Main 2017

Alexander Hensel, Florian Finkbeiner u. a.

Die AfD vor der 
Bundestagswahl 2017
Vom Protest zur parlamentarischen OppositionOBS-Arbeitsheft 92

Otto
Brenner
Stiftung

Ein Diskussionsbeitrag der Otto Brenner Stiftung
Frankfurt am Main 2017

Bernd Gäbler

AfD und Medien 
Analyse und Handreichungen

O
BS-Arbeitsheft 92
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Lebensadern im Ausland

B U C H B E S P R E C H U N G

Heinrich Hansen, den alle nur Hein nann­
ten, war durch und durch Gewerkschafter. 
Von 1951 bis 1962 führte er die Industrie- 
gewerkschaft Druck und Papier, eine Vor- 
Vorläufer-Gewerkschaft von ver.di, die 
1952 zum  Zeitungsstreik aus Protest ge­
gen den Entwurf des Betriebsverfassungs­
gesetzes aufrief, gegen Wiederbewaffnung 
und Wehrpflicht kämpfte und die Verkür­
zung der Wochenarbeitszeit auf 45 Stun­
den durchsetzte. 

Dass der Steindrucker Hansen und etli­
che seiner Kollegen aus der Gewerkschaft 
der Lithographen und Steindrucker im anti- 
faschistischen Widerstand aktiv waren, ist 
kaum bekannt. Man wusste viel zu lange 
viel zu wenig, wie nach Hitlers Machtüber­
nahme in den überrumpelten, dann verbo­
tenen und zügig in der Deutschen Arbeits­
front gleichgeschalteten Gewerkschaften 
Untergrundarbeit aussah. Nachgeforscht 
wurde erst spät, als kaum mehr Zeitzeugen 
befragt werden konnten. Umso wichtiger 
ist, dass Rüdiger Zimmermann jetzt alles 
recherchiert und aufgeschrieben hat, was 
sich über die Untergrundaktivitäten in der 
kleinen Vorgängergewerkschaft von ver.di 
noch in Erfahrung bringen ließ. 

Bestens in Europa vernetzt
Denn ihre politische Opposition war einzig­
artig. Die hochspezialisierte Berufsgewerk­
schaft der sogenannten Flachdrucker hatte 
Anfang der 1930er Jahre knapp 20 000 
Mitglieder. Sie betrachteten sich als Künst­
ler. Brachten sie doch zu druckende Texte 
und Bilder manuell und seitenverkehrt 
auf den Lithographie-Stein als Druckform 
auf. Und sie grenzten sich gern gegen die 
Buchdrucker ab.

Besser als andere haben es die Stein­
drucker und Lithographen verstanden, ihre 
Identität und gewerkschaftlichen Kontakte 
während der Nazizeit zu bewahren. Rüdi­
ger Zimmermann, früher Leiter der Biblio­
thek der SPD-nahen Friedrich-Ebert-Stif­
tung und Experte für die Historie der gra­
fischen Gewerkschaften, erklärt, warum: 
Die Flachdrucker waren bestens in ganz 
Europa vernetzt. 

In der Nazizeit erwiesen sich ihre Aus­
landsverbindungen geradezu als Lebens- 
adern: Ihr Internationales Berufssekretariat 
in Amsterdam, geleitet vom Holländer  

Jacob Roelofs, gab ihnen entscheidende An­
regungen, ein eigenes Widerstandsnetz zu 
schaffen. Roelofs kam 1934 mehrfach über 
die Grenze und traf auch Heinrich Hansen, 
der – durch Roelofs Vermittlung – Vertreter 
einer niederländischen Steindruckerei wurde. 
Dadurch war es möglich, unverdächtig zu 
reisen. Bis zu seiner Verhaftung im Oktober 
1936 war Hein Hansen der Kopf aller Ver­
bindungen im Untergrund. Und weil sich die 
Untergrundkämpfer an die Anweisung aus 
Amsterdam hielten und sich nur mündlich 
absprachen und nichts aufschrieben, wur­
den sie auch nicht aufgedeckt. 

Vier Jahre war Hein Hansen inhaftiert. 
Später sagte er: »Der Wirkungsbereich ge­
gen das Hitlerregime war nur klein.« Doch 
hätten sich noch nach Kriegsbeginn »eine 
Menge kleiner und kleinster Zersetzungs­
möglichkeiten« geboten. 

Dass all das später selbst in der DRUCK+ 
PAPIER kaum beleuchtet wurde, ist ein 
nicht aufzuholendes Manko. An ihm leidet 
auch die akribische, sehr wissenschaftliche 
Studie: Konkrete Aktionen kann sie kaum 
schildern, Interessierten aber eine Fülle auch 
biografischer Informationen liefern. Seit 
das Heinrich-Hansen-Haus in Lage-Hörste 
geschlossen ist, fehlt ein Denkmal für den 
Widerstandskämpfer. Zeit, das zu ändern. 
Einen Beitrag leistet die druckfrische Schrift.

Gewerkschaftlicher Widerstand von Steindruckern und Lithographen  

recherchiert und aufgeschrieben | HELMA NEHRLICH

Rüdiger Zimmermann: Der internationale

gewerkschaftliche Widerstandskreis der

Lithografen und Steindrucker gegen den

Nationalsozialismus. Veröffentlichungen

der Bibliothek der Friedrich-Ebert-Stiftung,

Bonn 2017, ISBN 978-3-95861-759-9

Auch digital unter: www.bit.ly/widerSt
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Alarmstufe Rot
Die Sommerferien sind lang und die Kin­
der neugierig. Egal warum: Es gibt keinen 
Grund, die DASA in Dortmund nicht zu 
besuchen. Es ist Deutschlands größte Aus­
stellung zur Arbeitswelt, zwei Fußballfelder 
groß. Und nicht die Technik, sondern der 
Mensch steht im Mittelpunkt der Ausstel­
lung. Ob klassische Fabrikarbeit, Schuften in 
Schichten oder neue Arbeitswelt – bei der 
DASA gibt es viel zum Mitmachen, Anfassen, 
Reinsetzen, Steuern und Bauen. Besondere 
Attraktionen sind der LKW-Simulator, das 
DASA-DROM und der Höllenofen, in dem 
Dortmunder Stahlwerker einst Stahl schmol­
zen. Bis zum 24. September erzählt die 
aktuelle Ausstellung »Alarmstufe Rot« Ge­
schichten über Katastrophen und wie man 
ihnen begegnen kann. Das aktuelle Halbjah­
resprogrammheft der DASA bekommt man 
unter www.dasa-dortmund.de. Dort gibt 
es auch Infos über Anreise, Öffnungszeiten, 
Eintrittspreise und vieles mehr.

Riskante Schichtpläne
Alles eine Frage der Gewohnheit, sagen 
Schichtarbeitende. Doch der Körper ge­
wöhnt sich nicht an Schichtarbeit und 
reagiert mit Schlafstörungen, Herz-/Kreis­
lauf-Krankheiten und Magen-Darm-Be­
schwerden. In der Druckindustrie und 
Papierverarbeitung gibt es noch viel zu oft 
gesundheitlich riskante Schichtpläne. Wie 
bessere aussehen, warum Schichtpläne eine 
Probezeit brauchen und was Nacht- und 
Schichtarbeit anrichtet, ist ausführlich unter 
www.verdi-drupa.de nachzulesen. 

»Ich war nie faul«
»Armut in Deutschland. Unabwendbar oder 
politisch gewollt?« heißt eine Broschüre des 
ver.di-Bezirksfrauenrats in Mittelfranken. Da­
rin werden verschiedene Ursachen für Armut 
genannt, untermauert von Zahlen und Fak­
ten. Dazwischen erzählen Frauen, wie sich 
ihr Leben heute im Alter darstellt. »Ich war 
nie faul, habe ein Leben lang gearbeitet, nur 
nicht immer rentenwirksam«, sagt Barbara B. 
Die Broschüre analysiert auch, wie der Armut 
gegengesteuert werden könnte. Als PDF kos­
tenlos herunterzuladen: www.bit.ly/D_arm
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Was hältst du von
               Lohntransparenz?
Von Lohntransparenz halte ich viel. Aller­
dings wird das neue Gesetz dieses Ver­
sprechen nicht einlösen. Das »Gesetz zur 
Förderung von Transparenz von Entgelt­
strukturen«, wie es korrekt heißt, gilt seit 
1. Juli. Idee ist, dass Frauen und Männer 
für gleiche oder gleichwertige Arbeit den 
gleichen Lohn erhalten sollen. Das finde 
ich wichtig, denn es ist tatsächlich so, dass 
Frauen nicht selten ein niedrigeres Gehalt 
haben als Männer, obwohl sie die gleiche 
oder ähnliche Arbeit verrichten.

Wenn nun eine Kollegin davon über­
zeugt ist, dass sie für ihre Arbeit weniger 
Geld erhält als ihr männlicher Kollege, 
kann sie nach dem neuen Gesetz an die 
Personalabteilung schreiben. Die sagt 
der Kollegin aber nicht, ob sie Recht hat 
und wieviel der Kollege verdient, sondern 
nennt ihr das durchschnittliche Gehalt von 
sechs Männern mit vergleichbarer Tätig­

keit. Und hier lauert die Falle. Der Arbeit­
geber kann behaupten, nicht so viele Män­
ner mit vergleichbarer Tätigkeit zu finden, 
und wer kann das schon überprüfen. 

Da ein Unternehmer kein Interesse hat, 
offenzulegen, wem er wieviel zahlt, wird er 
alles tun, um diese Auskunft zu vermeiden. 
Und nur in Betrieben mit mehr als 500 
Beschäftigten muss ein Unternehmen die 
Entgeltgleichheit überprüfen und darüber 
berichten. 

Doch selbst wenn die Kollegin die 
Information erhält, dass ihr Gehalt unter 
dem Durchschnitt der Kollegen liegt, muss 
sie im Zweifel klagen. Sinniger ist es, zum 
Betriebsrat zu gehen. Der darf die Brut­
to-Lohn- und Gehaltslisten einsehen und 
kann verhandeln. Am besten ist es, für 
einen Tarifvertrag zu kämpfen. Der muss 
im Betrieb ausliegen, da kann jeder rein- 
schauen.                            Protokoll: mib

M E I N  S T A N D P U N K T
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Karin Wagner, Betriebsratsvorsitzende 
bei Märkische Verlags- und Druck-Gesellschaft 
(Märkische Allgemeine) in Potsdam 

Jetzt schon an die Wahlen denken

Mehr Berufsgruppen 
dazu holen

Die Wahl als Selbstläufer

»Leider sind wir für Wahlen 
erfahrungsgemäß nicht mit 
Kandidaten gesegnet: Wenn es 
gut läuft, haben wir für unser 
11er-Gremium 16 bis18 Kan-
didaten. Dabei stehen wichtige 
Themen an. Die Auflagen sin-
ken, Digitalisierung und Au-
tomatisierung nehmen zu. Für 
die Zukunft würde ich unseren 
Betriebsrat deshalb gern auf noch breitere Füße stellen. Zu den 
Redakteuren, Angestellten und Mitarbeitern aus dem Druck, 
müssen wir noch mehr aus dem kaufmännischen Bereich, der 
Technik und der Produktion dazu holen. Nur wenn alle Berufs-
gruppen vertreten sind, können wir die Veränderungen in un-
serer Branche gut begleiten. Für die kommende Wahl bedeutet 
das, dass wir Leute gezielt ansprechen werden. Ich denke, es ist 
eine gute Idee, zum ersten Mal eine Betriebsversammlung zu 
machen, die über den Betriebsrat und die Wahl informiert.« 

»Wegen der Betriebsratswahlen 
mache ich mir keine Sorgen: Wir 
haben hier nie Probleme, gute 
Kandidaten zu finden. Das liegt 
auch daran, dass wir seit vielen 
Jahren die Strategie verfolgen, 
dass die Betriebsrats-Kandida-
ten vorher gewerkschaft- 
liche  Vertrauensleute waren. 
Wir haben in Bielefeld einen 
gewerkschaftlichen Vertrauens-
leute-Arbeitskreis, der alle sechs bis acht Wochen bespricht, 
was anliegt. Damit sind die Leute schon gut in den Themen drin 
und bei den Mitarbeitern bekannt. Hierdurch ist es uns  immer 
gelungen, einen rein gewerkschaftlichen Betriebsrat zu stellen. 
Vor einer Betriebsratswahl werden wir als Betriebsrat mit den 
Vertrauensleuten eine  Klausurtagung bei der Gewerkschaft 
machen, um die Wahlen vorzubereiten. Wenn die Vorbereitung 
einer Betriebsratswahl auf so breite Beine gestellt  wird, sollte 
sie wie bisher eigentlich ein  Selbstläufer werden.«                     

                             
Protokolle: SuK

In Betrieben mit Betriebsrat geht es gerechter zu und Beschäftigte  

verdienen auch mehr. Zwischen 1. März und 31. März 2018 werden  

wieder Betriebsräte gewählt. Schon jetzt laufen die Vorbereitungen. 

Elke Lang, stellvertretende 
Betriebsratsvorsitzende,  
Heilbronner Stimme 
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Burkhard Winterhoff  
Betriebsratsvorsitzender,  
MM Graphia Bielefeld 
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Infobox

W E I T E R B I L D U N G

Wenn die Schule aus war, fühlte es sich 
ein wenig an wie früher in seiner Jugend: 
»Wir sind mit der Klasse abends wegge­
gangen«, berichtet Jürgen Remler. »Es gab 
eine große Kameradschaft.« Doch unterm 
Strich war für den 45-Jährigen die einjäh­
rige Weiterbildung zum Industriemeister 
Printmedien eine harte Zeit. Nach knapp 
30 Jahren als Drucker im Betrieb, musste 
er wieder acht Stunden am Tag still sitzen 
und zuhören. »Und alles in den Kopf hi­
nein bekommen.« Alleine lernen fiel ihm 
schwer. Viel besser ging es zusammen mit 
den Mitschülern.  

Mehr Gehalt

Jetzt fehlen nur noch zwei Prüfungen. 
Dann kehrt Jürgen Remler zurück in den 
Betrieb – als Industriemeister. Noch ist 
nicht ganz klar, wie seine neue Stelle aus­
sieht. Doch ziemlich sicher ist: Mit mehr 
Kompetenzen. Und mehr Gehalt. »Mit 
dem, was ich in der Weiterbildung gelernt 
habe, kann ich eigentlich alles machen«, 
sagt der Drucker. Er geht davon aus, dass 
er als Schichtmeister eingesetzt wird.

Seit er 16 Jahre alt ist, arbeitet Jürgen 
Remler bei dem finnischen Verpackungs­
konzern Huhtamaki in Ronsburg im Allgäu, 
zunächst als Azubi, später als Maschinen­
führer. In den vergangenen Jahren wurde 
er immer häufiger im Büro eingesetzt. Als 
Schichtleiter war er für rund 50 Kollegen 
verantwortlich, überwachte die Maschinen 
und grübelte über Dienstpläne. Als ihn 
sein Chef fragte, ob er eine Weiterbildung 
zum Industriemeister machen wolle, lehnte 
Jürgen Remler zunächst rigoros ab. »Das 
war mir zu groß.« Er fürchtete, dass sich 
durch den Karrieresprung das Verhältnis zu 
seinen Kollegen verändern könnte. Aber 
irgendwann sah er ein, dass er sich so eine 
Chance nicht entgehen lassen kann – und 
besprach seine Pläne »auf kameradschaftli­
cher Ebene« mit seinen Kollegen. 

Die Weiterbildung zum Industriemeister 
Printmedien ist in Vollzeit und in Teilzeit 
möglich. Jürgen Remler wurde ein Jahr von 
der Arbeit freigestellt und ging ausschließ­
lich zur Berufsschule. Dafür nahm er sich 
eine kleine Wohnung; die Pendelei wäre 
ihm jeden Tag zu viel gewesen. »Die Wei­
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Industriemeister Printmedien
Diese Weiterbildung eignet sich vor allem für 
Facharbeiter/innen aus der Druckindustrie – 
und ermöglicht ihnen einen Karrieresprung. 
In dem Kurs lernen sie, selbst eine Abteilung 
oder einen Betrieb zu leiten. Auf dem Stun-
denplan stehen etwa Kostenkalkulation, 
Personalführung  und Projektmanagement. 
Bei den technischen Kompetenzen liegt der 
Schwerpunkt auf Druck und Druckweiterver-
arbeitung. Voraussetzung ist eine abgeschlos-
sene Ausbildung. Wer in einem Medienberuf 
ausgebildet wurde, muss keine Berufserfah-
rung vorweisen. 

Die Weiterbildung kann in zwei Jahren 
berufsbegleitend abgeschlossen werden 
oder in einem Jahr in Vollzeit, möglich ist 
auch ein Onlinekurs. Angeboten wird der 
Lehrgang von Verbänden, Bildungszentren, 
Handwerkskammern sowie der IHK und 
Fachhochschulen. Die Kosten variieren, im 
Schnitt kostet der Kurs etwa 5.000 Euro. Für 
die Fortbildung kann – unabhängig vom Alter 
– ein sogenanntes Aufstiegs-BAföG (früher: 
Meister-BAföG) beantragt werden.

Mehr Infos: www.zfamedien.de/ 
weiterbildung/industriemeister/

Demnächst ist Jürgen Remler von Huhtamaki 
Industriemeister Printmedien. 

»Ich würde es wieder machen«

A U S B I L D U N G S B E R U F E

terbildung wurde mir komplett vom Betrieb 
bezahlt, inklusive Wohnung.« Von seinem 
Gehalt bekam er weiterhin 80 Prozent. Im 
Gegenzug verpflichtete sich der Drucker 
dazu, danach zwei Jahre als Meister in dem 
Betrieb zu bleiben. 

Bereit für den Führungsjob

Am schwersten fiel Jürgen Remler die Tren­
nung von seiner Familie. Frau und Sohn sah 
er nur am Wochenende. Dafür habe er eine 
Menge gelernt. »Ich habe einen großen Ein­
blick in die Arbeitsabläufe von Druckereien 
bekommen.« In der Weiterbildung werden 
die Teilnehmer/innen darauf vorbereitet, 
Führungsaufgaben zu übernehmen und ei­
nen eigenen Betrieb zu leiten. Jürgen Remler 
lernte die gesamten Abläufe kennen, die 
ihm vorher »zum Teil völlig fremd« waren: 
vom neuen Auftrag über die Bearbeitung 
der Grafik bis zum Versand des fertigen 
Produkts. Bis dato habe er nur die bereits 
vorbearbeiteten Aufträge in der Druckerei 
umgesetzt, etwa die Verpackungen von 
Suppentüten oder Katzenfutter bedruckt. 
Vor allem im Tiefdruck, das hatte er in seiner 
Ausbildung gelernt. In der Schule spielte 
Offset eine große Rolle. Die Klasse unter­
nahm auch mehrere Ausflüge in Druckereien 
mit verschiedenen Druckverfahren aus un­
terschiedlichen Geschäftsbereichen.

Immer sachlich bleiben

Ein Schwerpunkt der Weiterbildung war 
Personalführung. Vieles habe er vorher 
schon instinktiv richtig gemacht, sagt Jürgen 
Remler. Doch anderes eben nicht. Beispiel: 
»Wenn mir etwas überhaupt nicht passt, 
werde ich manchmal cholerisch.« In der 
Schule habe er gelernt, auf einer sachlichen 
Ebene zu bleiben. Auch wenn ihm das wahr­
scheinlich nicht immer gelingen werde, so 
habe er doch wichtige Tipps zur Selbst-
kontrolle bekommen. 

Die Weiterbildung hat er als sehr an­
spruchsvoll empfunden. Doch für ihn steht 
fest: »Ich würde es wieder machen.« Trotz­
dem kann er es kaum erwarten, endlich 
wieder bei seiner Familie zu sein – und bei 
seinen Kollegen im Betrieb. »Ich freue mich 
darauf, wenn das Brimborium vorbei ist.«
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»Ich würde es wieder machen«

L E S E R M A I L

Einmal im Jahr soll es nicht um 
die nächste Tarifforderung und 
den täglichen Kampf in den 
Betrieben gehen. Einmal im 
Jahr ist Zeit, um über Themen 
nachzudenken, für die sonst 
kein Platz ist, um den Kopf frei 
zu pusten und frische Gedanken 
hineinzulassen – das geht nur 
auf den DruckerTagen. »Zer­
bricht die Europäische Union?« 
ist der Titel. Dabei geht es um 
Rechtspopulismus in Deutsch­
land und Europa, aber auch um 
die Frage, wer die völkischen 
Parteien und Bewegungen von 
Frankreich über die Niederlande 

11. ver.di-DruckerTage

V E R A N S T A LT U N G

Korrektur
In der Ausgabe 3/2017 stand in dem Artikel »Umweltfreundlich
drucken« auf Seite 4, dass es 5.000 Druckereien in Deutschland 
gibt. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit sind es rund 
8.500 mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.

Preisrätsel-Gewinner
Ein bisschen Neid schwang schon mit. Wie gern hätte manch
einer Jörg Naumburger geheißen. Der Kollege aus Cottbus hat
beim Preisrätsel nicht nur den zweiten Preis, sondern auch den 
siebten gewonnen. Das ist einigen aufmerksamen Leser/innen 
aufgefallen. War aber nicht der einzige Fehler. Den achten und 
neunten Preis haben gleich drei Leute erhalten. Wir entschuldigen 
uns und geloben Besserung.

I N  E I G E N E R  S A C H E

Kein Monopol in Thüringen
Zu »Rüder Umgang bei Funke« in DRUCK+PAPIER 3/2017

»Liebe Kollegen, erstmal ein Lob für eure Arbeit, ich lese die 
drupa nach wie vor gern. Auf S.7 (Wem Funke gehört) hat sich 
diesmal aber ein größerer Fehler eingeschlichen. Die Funke 
Mediengruppe hat (zum Glück) kein Monopol bei Tageszeitungen 
in Thüringen. Ihr vergesst Freies Wort, Südthüringer Zeitung und 
Meininger Tageblatt, welche von der Suhler Verlagsgesellschaft 
herausgegeben werden (letzteres als Mitgesellschafter) und der 
SWMH-Gruppe zugehörig sind.«                             Jan Bätz, Suhl

Daniel Ehrle: Wir brauchen dringend Unterstützung der Ge- 
werkschaft. Wir kommissionieren und verpacken Zeitungen für 
DuMont Schauberg und arbeiten fast ausschließlich nachts. 

In der Regel haben wir 100-Stunden-Verträge, die Kollegin­
nen und Kollegen arbeiten also 25 Stunden pro Woche. Da nur 
Mindestlohn bezahlt wird, sind sie aber dringend auf mehr Arbeit 
angewiesen, um über die Runden zu kommen. Doch wer nicht 
spurt, wird bestraft, indem er nicht häufiger eingesetzt wird.  
Das empfinde ich als Schikane. Deshalb werbe ich zusammen  
mit einem Betriebsratskollegen für ver.di. Wir sind schon richtig 
viele ver.di-Mitglieder. 

Was kann ver.di tun? Wir brauchen Schutz vor dieser Willkür. 
Und in Zukunft einen Tarifvertrag mit besseren Arbeitsbedin- 
gungen und höheren Löhnen. 

Was überzeugt die Kolleg/innen? Der Rechtschutz ist oft  
entscheidend, dass jemand bei ver.di eintritt. Auch wenn der  
Mitgliedsbeitrag jedem, der nur 8,84 Euro verdient, wehtut.

Warum wirbst du für ver.di?

M I T G L I E D E R W E R B U N G
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ZERBRICHT DIE 
EUROPÄISCHE UNION?

RECHTSPOPULISMUS IN DEUTSCHLAND UND EUROPA  

bis zur AfD in Deutschland 
stark gemacht hat. Die Rechten 
wollen ein Europa, das sich 
abschottet und die Grenzen 
hochzieht. Das wollen wir nicht, 
aber auch nicht das unsoziale 
Europa, wie es zurzeit herrscht. 
Viel Stoff zum Diskutieren mit 
Gerd Wiegel, Referent der Bun­
destagsfraktion Die Linke, und 
mit Steffen Lehndorff, Mitinitia­
tor der Bewegung »Europa neu 
begründen«. 

Die DruckerTage finden vom 17. bis 19. November 
im ver.di-Bildungszentrum Gladenbach statt.  

Anmeldungen bis 29. September.  

 
Weitere Infos und Anmeldeformular  

ver.di – Bundesverwaltung
Frauke Menze
Telefon: 030 6956-2318 (Frauke Menze)
E-Mail: frauke.menze@verdi.de
Telefax:  030 6956-3654

Daniel Ehrle, Betriebsratsvorsitzender bei Zevir in Köln, 
gehört zu den besten Werber/innen in der Fachgruppe.

Wenn es Probleme im Betrieb  
gibt oder ihr sonst ein Thema  
von uns recherchiert haben 
wollt, dann schreibt uns eine
Mail an: drupa@verdi.de
 
                        

Ihr bestimmt, wir recherchieren

T H E M E N  F Ü R  D R U C K + P A P I E R

drupa@verdi.de


